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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführung des 

Beschlusses des Gemischten Ausschusses EWG-Norwegen zur Änderung 

des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 

oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der 

Verwaltungen sowie des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses 

zur Festlegung der Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zolibereich 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführung des 

Beschlusses des Gemischten Ausschusses EWG-Island zur Änderung 

des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 

oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der 

Verwaltungen sowie des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses 

zur Festlegung der Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zollbereich 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27 . Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
14. Januar 1974 - 1/4 -680 70- E- Er 15/74: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 12. Dezember 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschalten übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschalts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführung des 

Beschlusses des Gemischten Ausschusses EWG-Österreich zur Änderung 

des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 

oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der 

Verwaltungen sowie des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses 

zur Festlegung der Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zollbereich 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 22. Juli 1972 ist ein Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Repu- 
blik Österreich *) unterzeichnet worden, das am 1. Ja- 
nuar 1973 in Kraft getreten ist. 

Gestützt auf Artikel 28 des Protokolls Nr. 3 über 
die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" und über 
die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltun- 
gen, das Bestandteil des Abkommens ist, hat der Ge- 
mischte Ausschuß am den Beschluß Nr. . . ,/73 

gefaßt, der das vorgenannte Protokoll Nr. 3 sowie 
den Beschluß Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses 
zur Festlegung der Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen im Zollbereich ändert. 


Dieser Beschluß muß in der Gemeinschaft ab 1. Ja- 
nuar 1974 Anwendung finden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Zur Durchführung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftgemeinschaft und der Repu- 
plik Österreich findet der Beschluß Nr. . . ./73 des 
Gemischten Ausschusses in der Gemeinschaft An- 
wendung. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 300 
vom 31. Dezember 1972 
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Entwurf eines Beschlusses Nr. . . 773 des Gemischten Ausschusses vom 

zur Änderung des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung 
in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 
und des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses zur Festlegung der Methoden 
der Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zollbereich 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Öster- 
reich, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf Artikel 28, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das in Anhang V des Protokolls Nr. 3 aufgeführte 
Muster der Warenverkehrsbescheinigung A. OS. 1 
muß durch das Muster EUR. 1 ersetzt werden, damit 
dieses letztgenannte Muster im Rahmen der in Arti- 
kel 2 des Protokolls Nr. 3 genannten Abkommen 
verwendet werden kann. 

Es ist erforderlich, das Verfahren zur Erteilung der 
Warenverkehrsbescheinigung festzulegen, wenn die- 
se sich auf einen vollständigen Artikel bezieht, der 
in aufeinanderfolgenden Sendungen eingeführt wird. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß es notwendig ist, 
die Verfahren zur Erteilung der Warenverkehrsbe- 
scheinigungen zu vereinfachen, die sich entweder auf 
Waren beziehen, die nach einem Aufenthalt auf dem 
Hoheitsgebiet der einzelnen betreffenden Staaten, 
ohne in ein Zollager verbracht worden zu sein, in 
unverändertem Zustand wieder ausgeführt werden 
müssen oder auf Waren, bei denen es sich um Ur- 
sprungserzeugnisse im Sinne des Artikels 2 und ge- 
gebenenfalls des Artikels 3 des Protokolls Nr. 3 
handelt. 

Einige weitere Bestimmungen des Protokolls Nr. 3 
und des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Aus- 
schusses zur Festlegung der Methoden der Zusam- 
menarbeit der Verwaltungen im Zollbereich sind auf- 
grund dieses Beschlusses zu ändern — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Artikel 8 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„(1) Auf „Ursprungserzeugnisse" im Sinne dieses 
Protokolls ist das Abkommen bei der Einfuhr 
in die Gemeinschaft oder nach Österreich auf 
Vorlage einer von den Zollbehörden Österreichs 


oder der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft er- 
teilten Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 an- 
zuwenden, deren Muster in Anhang V dieses 
Protokolls wiedergegeben ist. 

(2) Bei Anwendung des Artikels 2 und gegebenen- 
falls des Artikels 3 werden die Bescheinigungen 
bei Vorlage der zuvor erteilten Warenverkehrs- 
bescheinigurigen von den Zollbehörden der 
Staaten erteilt, in denen die Waren sich vor der 
Wiederausfuhr in unverändertem Zustand be- 
finden oder die in Artikel 2 genannten Be- oder 
Verarbeitungen erfahren haben. 

(3) Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 3 wird ein 
zerlegter oder nicht montierter Artikel der Ka- 
pitel 84 und 85 des Brüsseler Zolltarifschemas, 
wenn er auf Antrag des Zollanmelders und un- 
ter den von den zuständigen Behörden festge- 
legten Voraussetzungen in aufeinanderfolgen- 
den Sendungen eingeführt wird, als ein einziger 
Artikel betrachtet, und bei der Einfuhr der er- 
sten Teilsendung wird eine Warenverkehrsbe- 
scheinigung für den vollständigen Artikel vor- 
gelegt. 

(4) Die Zollbehörden Österreichs oder der Mitglied- 
staaten sind befugt, die in den Verträgen nach 
Artikel 2 vorgesehenen Warenverkehrsbeschei- 
nigungen unter den in diesen Verträgen festge- 
setzten Voraussetzungen zu erteilen, sofern sich 
die Waren, auf die sich die Bescheinigungen 
beziehen, auf dem Gebiet Österreichs oder der 
Gemeinschaft befinden. Das Muster der Beschei- 
nigung ist in Anhang V dieses Protokolls wie- 
dergegeben." 


Artikel 2 

Artikel 9 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Warenverkehrsbescheinigung wird nur auf 
schriftlichen Antrag des Ausführers erteilt. Dieser 
Antrag wird auf dem Formblatt nach dem Muster in 
Anhang V zu diesem Protokoll gestellt und gemäß 
den Bestimmungen dieses Protokolls ausgefüllt." 


Artikel 3 

1. Artikel 10 Absatz 2 des Protokolls Nr. 3 wird 
gestrichen. 
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2. Artikel 10 Absatz 3 des Protokolls Nr. 3 wird 
Artikel 10 Absatz 2 und erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Anträge auf Warenverkehrsbescheini- 
gungen und die in Artikel 8 Absatz 2 genann- 
ten Bescheinigungen, auf deren Vorlage neue 
Bescheinigungen erteilt werden, sind von den 
Zollbehörden des Ausfuhrstaates mindestens 
zwei Jahre lang aufzubewahren. " 


Artikel 4 

Artikel 11 Absatz 3 des Protokolls Nr. 3 erhält fol- 
gende Fassung: 

„ (3) Die Warenverkehrsbescheinigungen werden von 
den Zollbehörden des Einfuhrstaates nach den 
dort geltenden Vorschriften aufbewahrt. 11 


Artikel 5 

Artikel 12 Absätze 1 und 2 des Protokolls Nr. 3 er- 
hält folgende Fassung: 

„Die Warenverkehrsbescheinigung ist auf dem 
Formblatt auszustellen, dessen Muster in Anhang V 
dieses Protokolls wiedergegeben ist. Dieses Form- 
blatt kann in einer oder mehreren Sprachen, in denen 
das Abkommen verfaßt ist, erstellt werden. Es ist in 
einer dieser Sprachen abzufassen und muß den inter- 
nen Rechtsvorschriften des Ausfuhrstaates entspre- 
chen; wird es handschriftlich ausgefüllt, so muß dies 
mit Tinte oder Kugelschreiber und in Druckschrift 
erfolgen. 

Die Bescheinigung hat das Format 210 x 297 mm, 
wobei die Länge höchstens 5 mm weniger und 8 mm 
mehr betragen darf. Es ist weißes, holzfreies, ge- 
leimtes Schreibpapier mit einem Quadratmeterge- 
wicht von mindestens 25 g zu verwenden. Dieses ist 
mit einem grünen guillochierten Überdruck zu ver- 
sehen, auf dem jede mechanisch oder chemisch vor- 
genommene Verfälschung sichtbar wird." 


Artikel 6 

Artikel 20 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Erläuterungen, die Listen A, B und C und das 
Muster der Warenverkehrsbescheinigung sind Be- 
standteil dieses Protokolls." 


Artikel 7 

Anmerkung 7 zu Artikel 8 des Anhangs I des Proto- 
kolls Nr. 3 wird gestrichen. 


Artikel 8 

Satz 2 der Anmerkung 8 zu Artikel 10 des Anhangs I 
des Protokolls Nr. 3 wird gestrichen. 


Artikel 9 

Artikel 1 des Beschlusses Nr. 3/73 wird gestrichen. 


Artikel 10 

Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 des Beschlusses 
Nr. 3/73 wird gestrichen. 


Artikel 11 

Die in diesen Artikeln 4 und 5 des Beschlusses Nr. 
3/73 angeführte Kurzbezeichnung A. OS. 1 sowie die 
in Artikel 6 und Artikel 8 Absatz 2 dieses Beschlus- 
ses angeführte Kurzbezeichnung A. W. 1 werden 
durch die Kurzbezeichnung EUR. 1 ersetzt. 


Artikel 12 

Artikel 8 Absatz 1 des Beschlusses Nr. 3/73 wird 
gestrichen. 


Artikel 13 

1. Das Muster der Warenverkehrsbescheinigung in 
Anhang V des Protokolls Nr. 3 wird durch das 
im Anhang zu diesem Beschluß enthaltene Mu- 
ster ersetzt. 

2. Anhang VI des Protokolls Nr. 3 wird gestrichen. 

3. Die nach den früher geltenden Mustern ausge- 
stellten Warenverkehrsbescheinigungen, gleich- 
gültig, ob es sich um das Muster A. OS. 1 oder 
das Muster A. W. 1 handelt, können unter den 
in diesem Beschluß vorgesehenen Voraussetzun- 
gen weiterhin so lange verwendet werden, bis 
die Vorräte aufgebraucht sind. 

Das Muster der Warenverkehrsbescheinigung und 
das Muster des dazugehörigen Antragsformulars 
sind nach der Seite 27 dieser Drucksache als Anhang 
beigefügt. 
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Begründung 


Der Gemischte Ausschuß EWG-Österreich hat durch 
schriftliches Verfahren den Beschluß Nr. . . ./ 73 zur 
Änderung des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung 
des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" oder 
„Ursprungserzeugnisse" und über die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen, sowie des Be- 
schlusses Nr. . . ./ 73 des Gemischten Ausschusses zur 
Festlegung der Methoden der Verwaltungen im Zoll- 
bereich gefaßt. 

Dieser Beschluß, der bestimmte durch das Abkom- 
men vorgesehene Zollförmlichkeiten vereinfacht und 
insbesondere eine einzige Verkehrsbescheiniguiv 
für alle Abkommen einführt, die mit den nicht beige- 
tretenen EFTA-Staaten geschlossen wurden, muß in 
der Gemeinschaft zur Anwendung gebracht werden. 

Das ist das Ziel dieser Verordnung, deren Inkraft- 
treten entsprechend den Verpflichtungen, welche von 
der Gemeinschaft gegenüber ihren vorgenannten 
Vertragspartnern eingegangen wurden, zum 1. Ja- 
nuar 1974 vorgesehen worden ist. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführung des 

Beschlusses des Gemischten Ausschusses EWG-Portugal zur Änderung 

des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 

oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der 

Verwaltungen sowie des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses 

zur Festlegung der Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zollbereich 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 22. Juli 1972 ist ein Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Por- 
tugiesischen Republik *) unterzeichnet worden, das 
am 1. Januar 1973 in Kraft getreten ist. 

Gestützt auf Artikel 28 des Protokolls Nr. 3 über 
die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" und über 
die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltun- 
gen, das Bestandteil des Abkommens ist, hat der Ge- 
mischte Ausschuß am den Beschluß Nr. . . ./ 73 

gefaßt, der das vorgenannte Protokoll Nr. 3 sowie 
den Beschluß Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses 
zur Festlegung der Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen im Zollbereich ändert. 


Dieser Beschluß muß in der Gemeinschaft ab 1. Ja- 
nuar 1974 Anwendung finden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Zur Durchführung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Por- 
tugiesischen Republik findet der Beschluß Nr. . . ./ 73 
des Gemischten Ausschusses in der Gemeinschaft 
Anwendung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 301 
vom 31. Dezember 1972 
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Entwurf eines Beschlusses Nr. . . J7 3 des Gemischten Ausschusses vom 

zur Änderung des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung 
in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 
und des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses zur Festlegung der Methoden 
der Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zollbereich 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Portugiesischen Re- 
publik, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 
oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf Artikel 28, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das in Anhang V des Protokolls Nr. 3 aufgeführte 
Muster der Warenverkehrsbescheinigung A. P. 1 
muß durch das Muster EUR. 1 ersetzt werden, damit 
dieses letztgenannte Muster im Rahmen der in Arti- 
kel 2 des Protokolls Nr. 3 genannten Abkommen 
verwendet werden kann. 

Es ist erforderlich, das Verfahren zur Erteilung der 
Warenverkehrsbescheinigung festzulegen, wenn die- 
se sich auf einen vollständigen Artikel bezieht, der 
in aufeinanderfolgenden Sendungen eingeführt wird. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß es notwendig ist, 
die Verfahren zur Erteilung der Warenverkehrsbe- 
scheinigungen zu vereinfachen, die sich entweder auf 
Waren beziehen, die nach einem Aufenthalt auf dem 
Hoheitsgebiet der einzelnen betreffenden Staaten, 
ohne in ein Zollager verbracht worden zu sein, in 
unverändertem Zustand wieder ausgeführt werden 
müssen oder auf Waren, bei denen es sich um Ur- 
sprungserzeugnisse im Sinne des Artikels 2 und ge- 
gebenenfalls des Artikels 3 des Protokolls Nr. 3 
handelt. 

Einige weitere Bestimmungen des Protokolls Nr. 3 
und des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Aus- 
schusses zur Festlegung der Methoden der Zusam- 
menarbeit der Verwaltungen im Zollbereich sind auf- 
grund dieses Beschlusses zu ändern — 

BESCHLIESST : 

Artikel 1 

„(1) Auf „Ursprungserzeugnisse“ im Sinne dieses 
Artikel 8 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

Protokolls ist das Abkommen bei der Einfuhr 
in die Gemeinschaft oder nach Portugal auf 
Vorlage einer von den Zollbehörden Portugals 


oder der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft er- 
teilten Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 an- 
zuwenden, deren Muster in Anhang V dieses 
Protokolls wiedergegeben ist. 

(2) Bei Anwendung des Artikels 2 und gegebenen- 
falls des Artikels 3 werden die Bescheinigungen 
bei Vorlage der zuvor erteilten Warenverkehrs- 
bescheinigungen von den Zollbehörden der 
Staaten erteilt, in denen die Waffen sich vor der 
Wiederausfuhr in unverändertem Zustand be- 
finden oder die in Artikel 2 genannten Be- oder 
Verarbeitungen erfahren haben. 

(3) Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 3 wird ein 
zerlegter oder nicht montierter Artikel der Ka- 
pitel 84 und 85 des Brüsseler Zolltarifschemas, 
wenn er auf Antrag des Zollanmelders und un- 
ter den von den zuständigen Behörden festge- 
legten Voraussetzungen in aufeinanderfolgen- 
den Sendungen eingeführt wird, als ein einziger 
Artikel betrachtet, und bei der Einfuhr der er- 
sten Teilsendung wird eine Warenverkehrsbe- 
scheinigung für den vollständigen Artikel vor- 
gelegt. 

(4) Die Zollbehörden Portugals oder der Mitglied- 
staaten sind befugt, die in den Verträgen nach 
Artikel 2 vorgesehenen Warenverkehrsbeschei- 
nigungen unter den in diesen Verträgen festge- 
setzten Voraussetzungen zu erteilen, sofern sich 
die Waren, auf die sich die Bescheinigungen 
beziehen, auf dem Gebiet Portugals oder der 
Gemeinschaft befinden. Das Muster der Beschei- 
nigung ist in Anhang V dieses Protokolls wie- 
dergegeben.“ 


Artikel 2 

Artikel 9 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Warenverkehrsbescheinigung wird nur auf 
schriftlichen Antrag des Ausführers erteilt. Dieser 
Antrag wird auf dem Formblatt nach dem Muster in 
Anhang V zu diesem Protokoll gestellt und gemäß 
den Bestimmungen dieses Protokolls ausgefüllt." 


Artikel 3 

1. Artikel 10 Absatz 2 des Protokolls Nr. 3 wird 
gestrichen. 
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2. Artikel 10 Absatz 3 des Protokolls Nr. 3 wird 
Artikel 10 Absatz 2 und erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Anträge auf Warenverkehrsbescheini- 
gungen und die in Artikel 8 Absatz 2 genann- 
ten Bescheinigungen, auf deren Vorlage neue 
Bescheinigungen erteilt werden, sind von den 
Zollbehörden des Ausfuhrstaates mindestens 
zwei Jahre lang aufzubewahren." 


Artikel 4 

Artikel 11 Absatz 3 des Protokolls Nr. 3 erhält fol- 
gende Fassung: 

„(3) Die Warenverkehrsbescheinigungen werden von 
den Zollbehörden des Einfuhrstaates nach den 
dort geltenden Vorschriften aufbewahrt." 


Artikel 5 

Artikel 12 Absätze 1 und 2 des Protokolls Nr. 3 er- 
hält folgende Fassung: 

„Die Warenverkehrsbescheinigung ist auf dem 
Formblatt auszustellen, dessen Muster in Anhang V 
dieses Protokolls wiedergegeben ist. Dieses Form- 
blatt kann in einer oder mehreren Sprachen, in denen 
das Abkommen verfaßt ist, erstellt werden. Es ist in 
einer dieser Sprachen abzufassen und muß den inter- 
nen Rechtsvorschriften des Ausfuhrstaates entspre- 
chen; wird es handschriftlich ausgefüllt, so muß dies 
mit Tinte oder Kugelschreiber und in Druckschrift 
erfolgen. 

Die Bescheinigung hat das Format 210 x 297 mm, 
wobei die Länge höchstens 5 mm weniger und 8 mm 
mehr betragen darf. Es ist weißes, holzfreies, ge- 
leimtes Schreibpapier mit einem Quadratmeterge- 
wicht von mindestens 25 g zu verwenden. Dieses ist 
mit einem grünen guillochierten Überdruck zu ver- 
sehen, auf dem jede mechanisch oder chemisch vor- 
genommene Verfälschung sichtbar wird." 


Artikel 6 

Artikel 20 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Erläuterungen, die Listen A, B und C und das 
Muster der Warenverkehrsbescheinigung sind Be- 
standteil dieses Protokolls." 


Artikel 7 

Anmerkung 7 zu Artikel 8 des Anhangs I des Proto- 
kolls Nr. 3 wird gestrichen. 


Artikel 8 

Satz 2 der Anmerkung 8 zu Artikel 10 des Anhangs I 
des Protokolls Nr. 3 wird gestrichen. 


Artikel 9 

Artikel 1 des Beschlusses Nr. 3/73 wird gestrichen. 


Artikel 10 

Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 des Beschlusses 
Nr. 3/73 wird gestrichen. 


Artikel 11 

Die in diesen Artikeln 4 und 5 des Beschlusses Nr. 
3/73 angeführte Kurzbezeichnung A. P. 1 sowie die 
in Artikel 6 und Artikel 8 Absatz 2 dieses Beschlus- 
ses angeführte Kurzbezeichnung A. W. 1 werden 
durch die Kurzbezeichnung EUR. 1 ersetzt. 


Artikel 12 

Artikel 8 Absatz 1 des Beschlusses Nr. 3/73 wird 
gestrichen. 


Artikel 13 

1. Das Muster der Warenverkehrsbescheinigung in 
Anhang V des Protokolls Nr. 3 wird durch das 
im Anhang zu diesem Beschluß enthaltene Mu- 
ster ersetzt. 

2. Anhang VI des Protokolls Nr. 3 wird gestrichen. 

3. Die nach den früher geltenden Mustern ausge- 
stellten Warenverkehrsbescheinigungen, gleich- 
gültig, ob es sich um das Muster A. P. 1 oder 
das Muster A. W. 1 handelt, können unter den 
in diesem Beschluß vorgesehenen Voraussetzun- 
gen weiterhin so lange verwendet werden, bis 
die Vorräte aufgebraucht sind. 


Das Muster der Warenverkehrsbescheinigung und 
das Muster des dazugehörigen Antragsformulars 
sind nach der Seite 27 dieser Drucksache als Anhang 
beigefügt. 
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Begründung 


Der Gemischte Ausschuß EWG-Portugal hat durch 
schriftliches Verfahren den Beschluß Nr. . . ./73 zur 
Änderung des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung 
des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" oder 
„Ursprungserzeugnisse" und über die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen, sowie des Be- 
schlusses Nr. . . ./ 73 des Gemischten Ausschusses zur 
Festlegung der Methoden der Verwaltungen im Zoll- 
bereich gefaßt. 

Dieser Beschluß, der bestimmte durch das Abkom- 
men vorgesehene Zollförmlichkeiten vereinfacht und 
insbesondere eine einzige Verkehrsbescheinigung 
für alle Abkommen einführt, die mit den nicht beige- 
tretenen EFTA-Staaten geschlossen wurden, muß in 
der Gemeinschaft zur Anwendung gebracht werden. 

Das ist das Ziel dieser Verordnung, deren Inkraft- 
treten entsprechend den Verpflichtungen, welche von 
der Gemeinschaft gegenüber ihren vorgenannten 
Vertragspartnern eingegangen wurden, zum 1. Ja- 
nuar 1974 vorgesehen worden ist. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführung des 

Beschlusses des Gemischten Ausschusses EWG-Schweden zur Änderung 

des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 

oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der 

Verwaltungen sowie des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses 

zur Festlegung der Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zollbereich 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 22. Juli 1972 ist ein Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Kö- 
nigreich Schweden *) unterzeichnet worden, das am 
1. Januar 1973 in Kraft getreten ist. 

Gestützt auf Artikel 28 des Protokolls Nr. 3 über 
die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in“ oder „Ursprungserzeugnisse" und über 
die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltun- 
gen, das Bestandteil des Abkommens ist, hat der Ge- 
mischte Ausschuß am den Beschluß Nr. . . ./ 73 

gefaßt, der das vorgenannte Protokoll Nr. 3 sowie 
den Beschluß Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses 
zur Festlegung der Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen im Zollbereich ändert. 


Dieser Beschluß muß in der Gemeinschaft ab 1. Ja- 
nuar 1974 Anwendung finden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Zur Durchführung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Kö- 
nigreich Schweden findet der Beschluß Nr. . . ./73 des 
Gemischten Ausschusses in der Gemeinschaft An- 
wendung. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 300 
vom 31. Dezember 1972 
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Entwurf eines Beschlusses Nr. . . ./73 des Gemischten Ausschusses vom 

zur Änderung des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung 
in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 
und des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses zur Festlegung der Methoden 
der Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zollbereich 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Schwe- 
den, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf Artikel 28, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das in Anhang V des Protokolls Nr. 3 aufgeführte 
Muster der Warenverkehrsbescheinigung A. S. 1 
muß durch das Muster EUR. 1 ersetzt werden, damit 
dieses letztgenannte Muster im Rahmen der in Arti- 
kel 2 des Protokolls Nr. 3 genannten Abkommen 
verwendet werden kann. 

Es ist erforderlich, das Verfahren zur Erteilung der 
Warenverkehrsbescheinigung festzulegen, wenn die- 
se sich auf einen vollständigen Artikel bezieht, der 
in aufeinanderfolgenden Sendungen eingeführt wird. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß es notwendig ist, 
die Verfahren zur Erteilung der Warenverkehrsbe- 
scheinigungen zu vereinfachen, die sich entweder auf 
Waren beziehen, die nach einem Aufenthalt auf dem 
Hoheitsgebiet der einzelnen betreffenden Staaten, 
ohne in ein Zollager verbracht worden zu sein, in 
unverändertem Zustand wieder ausgeführt werden 
müssen oder auf Waren, bei denen es sich um Ur- 
sprungserzeugnisse im Sinne des Artikels 2 und ge- 
gebenenfalls des Artikels 3 des Protokolls Nr. 3 
handelt. 

Einige weitere Bestimmungen des Protokolls Nr. 3 
und des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Aus- 
schusses zur Festlegung der Methoden der Zusam- 
menarbeit der Verwaltungen im Zollbereich sind auf- 
grund dieses Beschlusses zu ändern — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Artikel 8 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„(1) Auf „Ursprungserzeugnisse" im Sinne dieses 
Protokolls ist das Abkommen bei der Einfuhr 
in die Gemeinschaft oder nach Schweden auf 
Vorlage einer von den Zollbehörden Schwedens 
oder der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft er- 


teilten Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 an- 
zuwenden, deren Muster in Anhang V dieses 
Protokolls wiedergegeben ist. 

(2) Bei Anwendung des Artikels 2 und gegebenen- 
falls des Artikels 3 werden die Bescheinigungen 
bei Vorlage der zuvor erteilten Warenverkehrs- 
bescheinigungen von den Zollbehörden der 
Staaten erteilt, in denen die Waren sich vor der 
Wiederausfuhr in unverändertem Zustand be- 
finden oder die in Artikel 2 genannten Be- oder 
Verarbeitungen erfahren haben. 

(3) Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 3 wird ein 
zerlegter oder nicht montierter Artikel der Ka- 
pitel 84 und 85 des Brüsseler Zolltarifschemas, 
wenn er auf Antrag des Zollanmelders und un- 
ter den von den zuständigen Behörden festge- 
legten Voraussetzungen in aufeinanderfolgen- 
den Sendungen eingeführt wird, als ein einziger 
Artikel betrachtet, und bei der Einfuhr der er- 
sten Teilsendung wird eine Warenverkehrsbe- 
scheinigung für den vollständigen Artikel vor- 
gelegt. 

(4) Die Zollbehörden Schwedens oder der Mitglied- 
staaten sind befugt, die in den Verträgen nach 
Artikel 2 vorgesehenen Warenverkehrsbeschei- 
nigungen unter den in diesen Verträgen festge- 
setzten Voraussetzungen zu erteilen, sofern sich 
die Waren, auf die sich die Bescheinigungen 
beziehen, auf dem Gebiet Schwedens oder der 
Gemeinschaft befinden. Das Muster der Beschei- 
nigung ist in Anhang V dieses Protokolls wie- 
dergegeben." 

Artikel 2 

Artikel 9 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Warenverkehrsbescheinigung wird nur auf 
schriftlichen Antrag des Ausführers erteilt. Dieser 
Antrag wird auf dem Formblatt nach dem Muster in 
Anhang V zu diesem Protokoll gestellt und gemäß 
den Bestimmungen dieses Protokolls ausgefüllt." 


Artikel 3 

1. Artikel 10 Absatz 2 des Protokolls Nr. 3 wird 
gestrichen. 

2. Artikel 10 Absatz 3 des Protokolls Nr. 3 wird 
Artikel 10 Absatz 2 und erhält folgende Fassung: 
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(2) Die Anträge auf Warenverkehrsbescheini- 
gungen und die in Artikel 8 Absatz 2 genann- 
ten Bescheinigungen, auf deren Vorlage neue 
Bescheinigungen erteilt werden, sind von den 
Zollbehörden des Ausfuhrstaates mindestens 
zwei Jahre lang aufzubewahren.'' 


Artikel 4 

Artikel 11 Absatz 3 des Protokolls Nr. 3 erhält fol- 
gende Fassung: 

„(3) Die Warenverkehrsbescheinigungen werden von 
den Zollbehörden des Einfuhrstaates nach den 
dort geltenden Vorschriften aufbewahrt. " 


Artikel 5 

Artikel 12 Absätze 1 und 2 des Protokolls Nr. 3 er- 
hält folgende Fassung: 

„Die Warenverkehrsbescheinigung ist auf dem 
Formblatt auszustellen, dessen Muster in Anhang V 
dieses Protokolls wiedergegeben ist. Dieses Form- 
blatt kann in einer oder mehreren Sprachen, in denen 
das Abkommen verfaßt ist, erstellt werden. Es ist in 
einer dieser Sprachen abzufassen und muß den inter- 
nen Rechtsvorschriften des Ausfuhrstaates entspre- 
chen; wird es handschriftlich ausgefüllt, so muß dies 
mit Tinte oder Kugelschreiber und in Druckschrift 
erfolgen. 

Die Bescheinigung hat das Format 210 x 297 mm, 
wobei die Länge höchstens 5 mm weniger und 8 mm 
mehr betragen darf. Es ist weißes, holzfreies, ge- 
leimtes Schreibpapier mit einem Quadratmeterge- 
wicht von mindestens 25 g zu verwenden. Dieses ist 
mit einem grünen guillochierten Überdruck zu ver- 
sehen, auf dem jede mechanisch oder chemisch vor- 
genommene Verfälschung sichtbar wird.'' 


Artikel 6 

Artikel 20 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Erläuterungen, die Listen A, B und C und das 
Muster der Warenverkehrsbescheinigung sind Be- 
standteil dieses Protokolls." 


Artikel 7 

Anmerkung 7 zu Artikel 8 des Anhangs I des Proto- 
kolls Nr. 3 wird gestrichen. 


Artikel 8 

Satz 2 der Anmerkung 8 zu Artikel 10 des Anhangs I 
des Protokolls Nr, 3 wird gestrichen. 


Artikel 9 

Artikel 1 des Beschlusses Nr. 3/73 wird gestrichen. 


Artikel 10 

Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 des Beschlusses 
Nr. 3/73 wird gestrichen. 


Artikel 11 

Die in diesen Artikeln 4 und 5 des Beschlusses Nr. 
3/73 angeführte Kurzbezeichnung A. S. 1 sowie die 
in Artikel 6 und Artikel 8 Absatz 2 dieses Beschlus- 
ses angeführte Kurzbezeichnung A. W. 1 werden 
durch die Kurzbezeichnung EUR. 1 ersetzt. 


Artikel 12 

Artikel 8 Absatz 1 des Beschlusses Nr. 3/73 wird 

gestrichen. 

Artikel 13 

1. Das Muster der Warenverkehrsbescheinigung in 
Anhang V des Protokolls Nr. 3 wird durch das 
im Anhang zu diesem Beschluß enthaltene Mu- 
ster ersetzt. 

2. Anhang VI des Protokolls Nr. 3 wird gestrichen. 

3. Die nach den früher geltenden Mustern ausge- 
stellten Warenverkehrsbescheinigungen, gleich- 
gültig, ob es sich um das Muster A. S. 1 oder 
das Muster A. W. 1 handelt, können unter den 
in diesem Beschluß vorgesehenen Voraussetzun- 
gen weiterhin so lange verwendet werden, bis 
die Vorräte aufgebraucht sind. 


Das Muster der Warenverkehrsbescheinigung und 
das Muster des dazugehörigen Antragsformulars 
sind nach der Seite 27 dieser Drucksache als Anhang 
beigefügt. 
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Begründung 


Der Gemischte Ausschuß EWG-Schweden hat durch 
schriftliches Verfahren den Beschluß Nr. . . 773 zur 
Änderung des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung 
des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" oder 
„Ursprungserzeugnisse" und über die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen, sowie des Be- 
schlusses Nr. . . 773 des Gemischten Ausschusses zur 
Festlegung der Methoden der Verwaltungen im Zoll- 
bereich gefaßt. 

Dieser Beschluß, der bestimmte durch das Abkom- 
men vorgesehene Zollförmlichkeiten vereinfacht und 
insbesondere eine einzige Verkehrsbescheinigung 
für alle Abkommen einführt, die mit den nicht beige- 
tretenen EFTA-Staaten geschlossen wurden, muß in 
der Gemeinschaft zur Anwendung gebracht werden. 

Das ist das Ziel dieser Verordnung, deren Inkraft- 
treten entsprechend den Verpflichtungen, welche von 
der Gemeinschaft gegenüber ihren vorgenannten 
Vertragspartnern eingegangen wurden, zum 1. Ja- 
nuar 1974 vorgesehen worden ist. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführung des 

Beschlusses des Gemischten Ausschusses EWG-Schweiz zur Änderung 

des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 

oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der 

Verwaltungen sowie des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses 

zur Festlegung der Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zollbereich 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 22. Juli 1972 ist ein Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft *) unterzeichnet 
worden, das am 1. Januar 1973 in Kraft getreten ist. 

Gestützt auf Artikel 28 des Protokolls Nr. 3 über 
die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in" oder „Ursprungserzeugnisse'' und über 
die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltun- 
gen, das Bestandteil des Abkommens ist, hat der Ge- 
mischte Ausschuß am den Beschluß Nr. . . ./73 

gefaßt, der das vorgenannte Protokoll Nr. 3 sowie 
den Beschluß Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses 
zur Festlegung der Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen im Zollbereich ändert. 


Dieser Beschluß muß in der Gemeinschaft ab 1. Ja- 
nuar 1974 Anwendung finden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zur Durchführung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft findet der Be- 
schluß Nr. . . 773 des Gemischten Ausschusses in 
der Gemeinschaft Anwendung. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 300 
vom 31. Dezember 1972 
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Entwurf eines Beschlusses Nr /73 des Gemischten Ausschusses vom 

zur Änderung des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung 
in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit dei Verwaltungen 
und des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses zur Festlegung der Methoden 
der Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zollbereich 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf Artikel 28, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das in Anhang V des Protokolls Nr. 3 aufgeführte 
Muster der Warenverkehrsbescheinigung A. CH. 1 
muß durch das Muster EUR. 1 ersetzt werden, damit 
dieses letztgenannte Muster im Rahmen der in Arti- 
kel 2 des Protokolls Nr. 3 genannten Abkommen 
verwendet werden kann. 

Es ist erforderlich, das Verfahren zur Erteilung der 
Warenverkehrsbescheinigung festzulegen, wenn die- 
se sich auf einen vollständigen Artikel bezieht, der 
in aufeinanderfolgenden Sendungen eingeführt wird 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß es notwendig ist, 
die Verfahren zur Erteilung der Warenverkehrsbe- 
scheinigungen zu vereinfachen, die sich entweder auf 
Waren beziehen, die nach einem Aufenthalt auf dem 
Hoheitsgebiet der einzelnen betreffenden Staaten, 
ohne in ein Zollager verbracht worden zu sein, in 
unverändertem Zustand wieder ausgeführt werden 
müssen oder auf Waren, bei denen es sich um Ur- 
sprungserzeugnisse im Sinne des Artikels 2 und ge- 
gebenenfalls des Artikels 3 des Protokolls Nr. 3 
handelt. 

Einige weitere Bestimmungen des Protokolls Nr. 3 
und des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Aus- 
schusses zur Festlegung der Methoden der Zusam- 
menarbeit der Verwaltungen im Zollbereich sind auf- 
grund dieses Beschlusses zu ändern — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Artikel 8 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„(1) Auf „Ursprungserzeugnisse" im Sinne dieses 
Protokolls ist das Abkommen bei der Einfuhr 
in die Gemeinschaft oder in die Schweiz auf 
Vorlage einer von den Zollbehörden der Schweiz 


oder der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft er- 
teilten Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 an- 
zuwenden, deren Muster in Anhang V dieses 
Protokolls wiedergegeben ist. 

(2) Bei Anwendung des Artikels 2 und gegebenen- 
falls des Artikels 3 werden die Bescheinigungen 
bei Vorlage der zuvor erteilten Warenverkehrs- 
bescheinigungen von den Zollbehörden der 
Staaten erteilt, in denen die Waren sich vor der 
Wiederausfuhr in unverändertem Zustand be- 
finden oder die in Artikel 2 genannten Be- oder 
Verarbeitungen erfahren haben. 

(3) Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 3 wird ein 
zerlegter oder nicht montierter Artikel der Ka- 
pitel 84 und 85 des Brüsseler Zolltarifschemas, 
wenn er auf Antrag des Zollanmelders und un- 
ter den von den zuständigen Behörden festge- 
legten Voraussetzungen in aufeinanderfolgen- 
den Sendungen eingeführt wird, als ein einziger 
Artikel betrachtet, und bei der Einfuhr der er- 
sten Teilsendung wird eine Warenverkehrsbe- 
scheinigung für den vollständigen Artikel vor- 
gelegt. 

(4) Die Zollbehörden der Schweiz oder der Mitglied- 
staaten sind befugt, die in den Verträgen nach 
Artikel 2 vorgesehenen Warenverkehrsbeschei- 
nigungen unter den in diesen Verträgen festge- 
setzten Voraussetzungen zu erteilen, sofern sich 
die Waren, auf die sich die Bescheinigungen 
beziehen, auf dem Gebiet der Schweiz oder der 
Gemeinschaft befinden. Das Muster der Beschei- 
nigung ist in Anhang V dieses Protokolls wie- 
dergegeben." 

Artikel 2 

Artikel 9 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Warenverkehrsbescheinigung wird nur auf 
schriftlichen Antrag des Ausführers erteilt. Dieser 
Antrag wird auf dem Formblatt nach dem Muster in 
Anhang V zu diesem Protokoll gestellt und gemäß 
den Bestimmungen dieses Protokolls ausgefüllt." 

Artikel 3 

1. Artikel 10 Absatz 2 des Protokolls Nr. 3 wird 
gestrichen. 

2. Artikel 10 Absatz 3 des Protokolls Nr. 3 wird 
Artikel 10 Absatz 2 und erhält folgende Fassung: 
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(2) Die Anträge auf Warenverkehrsbescheini- 
gungen und die in Artikel 8 Absatz 2 genann- 
ten Bescheinigungen, auf deren Vorlage neue 
Bescheinigungen erteilt werden, sind von den 
Zollbehörden des Ausfuhrstaates mindestens 
zwei Jahre lang aufzubewahren." 


Artikel 4 

Artikel 11 Absatz 3 des Protokolls Nr. 3 erhält fol- 
gende Fassung: 

„(3) Die Warenverkehrsbescheinigungen werden von 
den Zollbehörden des Einfuhrstaates nach den 
dort geltenden Vorschriften aufbewahrt. 11 


Artikel 5 

Artikel 12 Absätze 1 und 2 des Protokolls Nr. 3 er- 
hält folgende Fassung: 

„Die Warenverkehrsbescheinigung ist auf dem 
Formblatt auszustellen, dessen Muster in Anhang V 
dieses Protokolls wiedergegeben ist. Dieses Form- 
blatt kann in einer oder mehreren Sprachen, in denen 
das Abkommen verfaßt ist, erstellt werden. Es ist in 
einer dieser Sprachen abzufassen und muß den inter- 
nen Rechtsvorschriften des Ausfuhrstaates entspre- 
chen; wird es handschriftlich ausgefüllt, so muß dies 
mit Tinte oder Kugelschreiber und in Druckschrift 
erfolgen. 

Die Bescheinigung hat das Format 210 x 297 mm, 
wobei die Länge höchstens 5 mm weniger und 8 mm 
mehr betragen darf. Es ist weißes, holzfreies, ge- 
leimtes Schreibpapier mit einem Quadratmeterge- 
wicht von mindestens 25 g zu verwenden. Dieses ist 
mit einem grünen guillochierten Überdruck zu ver- 
sehen, auf dem jede mechanisch oder chemisch vor- 
genommene Verfälschung sichtbar wird." 


Artikel 6 

Artikel 20 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Erläuterungen, die Listen A, B und C und das 
Muster der Warenverkehrsbescheinigung sind Be- 
standteil dieses Protokolls." 


Artikel 7 

Anmerkung 7 zu Artikel 8 des Anhangs I des Proto- 
kolls Nr. 3 wird gestrichen. 


Artikel 8 

Satz 2 der Anmerkung 8 zu Artikel 10 des Anhangs I 
des Protokolls Nr. 3 wird gestrichen. 


Artikel 9 

Artikel 1 des Beschlusses Nr. 3/73 wird gestrichen. 


Artikel 10 

Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 des Beschlusses 
Nr. 3/73 wird gestrichen. 


Artikeln 

Die in diesen Artikeln 4 und 5 des Beschlusses Nr. 
3/73 angeführte Kurzbezeichnung A. CH. 1 sowie die 
in Artikel 6 und Artikel 8 Absatz 2 dieses Beschlus- 
ses angeführte Kurzbezeichnung A. W. 1 werden 
durch die Kurzbezeichnung EUR. 1 ersetzt. 


Artikel 12 

Artikel 8 Absatz 1 des Beschlusses Nr. 3/73 wird 

gestrichen. 

Artikel 13 

1. Das Muster der Warenverkehrsbescheinigung in 
Anhang V des Protokolls Nr. 3 wird durch das 
im Anhang zu diesem Beschluß enthaltene Mu- 
ster ersetzt. 

2. Anhang VI des Protokolls Nr. 3 wird gestrichen. 

3. Die nach den früher geltenden Mustern ausge- 
stellten Warenverkehrsbescheinigungen, gleich- 
gültig, ob es sich um das Muster A. CH. 1 oder 
das Muster A. W. 1 handelt, können unter den 
in diesem Beschluß vorgesehenen Voraussetzun- 
gen weiterhin so lange verwendet werden, bis 
die Vorräte aufgebraucht sind. 


Das Muster der Warenverkehrsbescheinigung und 
das Muster des dazugehörigen Antragsformulars 
sind nach der Seite 27 dieser Drucksache als Anhang 
beigefügt. 
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Begründung 


Der Gemischte Ausschuß EWG-Schweiz hat durch 
schriftliches Verfahren den Beschluß Nr. . . ./ 73 zur 
Änderung des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung 
des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ oder 
„Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen, sowie des Be- 
schlusses Nr. . . ./73 des Gemischten Ausschusses zur 
Festlegung der Methoden der Verwaltungen im Zoll- 
bereich gefaßt. 

Dieser Beschluß, der bestimmte durch das Abkom- 
men vorgesehene Zollförmlichkeiten vereinfacht und 
insbesondere eine einzige Verkehrsbescheinigung 
für alle Abkommen einführt, die mit den nicht beige- 
tretenen EFTA-Staaten geschlossen wurden, muß in 
der Gemeinschaft zur Anwendung gebracht werden. 

Das ist das Ziel dieser Verordnung, deren Inkraft- 
treten entsprechend den Verpflichtungen, welche von 
der Gemeinschaft gegenüber ihren vorgenannten 
Vertragspartnern eingegangen wurden, zum 1. Ja- 
nuar 1974 vorgesehen worden ist. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführung des 

Beschlusses des Gemischten Ausschusses EWG-Norwegen zur Änderung 

des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 

oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der 

Verwaltungen sowie des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses 

zur Festlegung der Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zollbereich 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 14. Mai 1973 ist ein Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Kö- 
nigreich Norwegen *) unterzeichnet worden, das am 
1. Juli. 1973 in Kraft getreten ist. 

Gestützt auf Artikel 28 des Protokolls Nr. 3 über 
die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in" oder „Ursprungserzeugnisse" und über 
die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltun- 
gen, das Bestandteil des Abkommens ist, hat der Ge- 
mischte Ausschuß am den Beschluß Nr. . . ./ 73 

gefaßt, der das vorgenannte Protokoll Nr. 3 sowie 
den Beschluß Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses 
zur Festlegung der Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen im Zollbereich ändert. 


Dieser Beschluß muß in der Gemeinschaft ab 1. Ja- 
nuar 1974 Anwendung finden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zur Durchführung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Kö- 
nigreich Norwegen findet der Beschluß Nr. . . ./ 73 
des Gemischten Ausschusses in der Gemeinschaft 
Anwendung. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 171 
vom 27. Juni 1973 
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Entwurf eines Beschlusses Nr. . . J7 3 des Gemischten Ausschusses vom 

zur Änderung des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung 
in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 
und des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses zur Festlegung der Methoden 
der Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zollbereich 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 14. Mai 1973 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und dem Königreich Nor- 
wegen, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf Artikel 28, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das in Anhang V des Protokolls Nr. 3 aufgeführte 
Muster der Warenverkehrsbescheinigung A. N. 1 
muß durch das Muster EUR. 1 ersetzt werden, damit 
dieses letztgenannte Muster im Rahmen der in Arti- 
kel 2 des Protokolls Nr. 3 genannten Abkommen 
verwendet werden kann. 

Es ist erforderlich, das Verfahren zur Erteilung der 
Warenverkehrsbescheinigung festzulegen, wenn die- 
se sich auf einen vollständigen Artikel bezieht, der 
in aufeinanderfolgenden Sendungen eingeführt wird 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß es notwendig ist, 
die Verfahren zur Erteilung der Warenverkehrsbe- 
scheinigungen zu vereinfachen, die sich entweder auf 
Waren beziehen, die nach einem Aufenthalt auf dem 
Hoheitsgebiet der einzelnen betreffenden Staaten, 
ohne in ein Zollager verbracht worden zu sein, in 
unverändertem Zustand wieder ausgeführt werden 
müssen oder auf Waren, bei denen es sich um Ur- 
sprungserzeugnisse im Sinne des Artikels 2 und ge- 
gebenenfalls des Artikels 3 des Protokolls Nr. 3 
handelt. 

Einige weitere Bestimmungen des Protokolls Nr. 3 
und des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Aus- 
schusses zur Festlegung der Methoden der Zusam- 
menarbeit der Verwaltungen im Zollbereich sind auf- 
grund dieses Beschlusses zu ändern — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Artikel 8 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„(1) Auf „Ursprungserzeugnisse" im Sinne dieses 
Protokolls ist das Abkommen bei der Einfuhr 
in die Gemeinschaft oder nach Norwegen auf 
Vorlage einer von den Zollbehörden Norwegens 
oder der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft er- 


teilten Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 an- 
zuwenden, deren Muster in Anhang V dieses 
Protokolls wiedergegeben ist. 

(2) Bei Anwendung des Artikels 2 und gegebenen- 
falls des Artikels 3 werden die Bescheinigungen 
bei Vorlage der zuvor erteilten Warenverkehrs- 
bescheinigungen von den Zollbehörden der Staa- 
ten erteilt, in denen die Waren sich vor der Wie- 
derausfuhr in unverändertem Zustand befinden 
oder die in Artikel 2 genannten Be- oder Verar- 
beitungen erfahren haben. 

(3) Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 3 wird ein 
zerlegter oder nicht montierter Artikel der Ka- 
pitel 84 und 85 des Brüsseler Zolltarifschemas, 
wenn er auf Antrag des Zollanmelders und un- 
ter den von den zuständigen Behörden festge- 
legten Voraussetzungen in aufeinanderfolgen- 
den Sendungen eingeführt wird, als ein einziger 
Artikel betrachtet, und bei der Einfuhr der er- 
sten Teilsendung wird eine Warenverkehrsbe- 
scheinigung für den vollständigen Artikel vor- 
gelegt. 

(4) Die Zollbehörden Norwegens oder der Mitglied- 
staaten sind befugt, die in den Verträgen nach 
Artikel 2 vorgesehenen Warenverkehrsbeschei- 
nigungen unter den in diesen Verträgen festge- 
setzten Voraussetzungen zu erteilen, sofern sich 
die Waren, auf die sich die Bescheinigungen 
beziehen, auf dem Gebiet Norwegens oder der 
Gemeinschaft befinden. Das Muster der Beschei- 
nigung ist in Anhang V dieses Protokolls wie- 
dergegeben." 

Artikel 2 

Artikel 9 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Warenverkehrsbescheinigung wird nur auf 
schriftlichen Antrag des Ausführers erteilt. Dieser 
Antrag wird auf dem Formblatt nach dem Muster in 
Anhang V zu diesem Protokoll gestellt und gemäß 
den Bestimmungen dieses Protokolls ausgefüllt." 


Artikel 3 

1. Artikel 10 Absatz 2 des Protokolls Nr. 3 wird 
gestrichen. 

2. Artikel 10 Absatz 3 des Protokolls Nr. 3 wird 
Artikel 10 Absatz 2 und erhält folgende Fassung: 
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(2) Die Anträge auf Warenverkehrsbescheini- 
gungen und die in Artikel 8 Absatz 2 genann- 
ten Bescheinigungen, auf deren Vorlage neue 
Bescheinigungen erteilt werden, sind von den 
Zollbehörden des Ausfuhrstaates mindestens 
zwei Jahre lang aufzubewahren.“ 


Artikel 4 

Artikel 11 Absatz 3 des Protokolls Nr. 3 erhält fol- 
gende Fassung: 

„ (3) Die Warenverkehrsbescheinigungen werden von 
den Zollbehörden des Einfuhrstaates nach den 
dort geltenden Vorschriften aufbewahrt.“ 


Artikel 5 

Artikel 12 Absätze 1 und 2 des Protokolls Nr. 3 er- 
hält folgende Fassung: 

„Die Warenverkehrsbescheinigung ist auf dem 
Formblatt auszustellen, dessen Muster in Anhang V 
dieses Protokolls wiedergegebeii ist. Dieses Form- 
blatt kann in einer oder mehreren Sprachen, in denen 
das Abkommen verfaßt ist, erstellt werden. Es ist in 
einer dieser Sprachen abzufassen und muß den inter- 
nen Rechtsvorschriften des Ausfuhrstaates entspre- 
chen; wird es handschriftlich ausgefüllt, so muß dies 
mit Tinte oder Kugelschreiber und in Druckschrift 
erfolgen. 

Die Bescheinigung hat das Format 210 x 297 mm, 
wobei die Länge höchstens 5 mm weniger und 8 mm 
mehr betragen darf. Es ist weißes, holzfreies, ge- 
leimtes Schreibpapier mit einem Quadratmeterge- 
wicht von mindestens 25 g zu verwenden. Dieses ist 
mit einem grünen guillochierten Überdruck zu ver- 
sehen, auf dem jede mechanisch oder chemisch vor- 
genommene Verfälschung sichtbar wird." 


Artikel 6 

Artikel 20 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Erläuterungen, die Listen A, B und C und das 
Muster der Warenverkehrsbescheinigung sind Be- 
standteil dieses Protokolls." 


Artikel 7 

Anmerkung 7 zu Artikel 8 des Anhangs I des Proto- 
kolls Nr/B wird gestrichen. 


Artikel 8 

Satz 2 der Anmerkung 8 zu Artikel 10 des Anhangs I 
des Protokolls Nr. 3 wird gestrichen. 


Artikel 9 

Artikel 1 des Beschlusses Nr. 3/73 wird gestrichen. 


Artikel 10 

Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 des Beschlusses 
Nr. 3/73 wird gestrichen. 


Artikel 11 

Die in diesen Artikeln 4 und 5 des Beschlusses Nr. 
3/73 angeführte Kurzbezeichnung A. N. 1 sowie die 
in Artikel 6 und Artikel 8 Absatz 2 dieses Beschlus- 
ses angeführte Kurzbezeichnung A. W. 1 werden 
durch die Kurzbezeichnung EUR. 1 ersetzt. 


Artikel 12 

Artikel 8 Absatz 1 des Beschlusses Nr. 3/73 wird 
gestrichen. 


Artikel 13 

1. Das Muster der Warenverkehrsbescheinigung in 
Anhang V des Protokolls Nr. 3 wird durch das 
im Anhang zu diesem Beschluß enthaltene Mu- 
ster ersetzt. 

2. Anhang VI des Protokolls Nr. 3 wird gestrichen. 

3. Die nach den früher geltenden Mustern ausge- 
stellten Warenverkehrsbescheinigungen, gleich- 
gültig ob es sich um das Muster A. N. 1 oder 
das Muster A. W. 1 handelt, können unter den 
in diesem Beschluß vorgesehenen Voraussetzun- 
gen weiterhin so lange verwendet werden, bis 
die Vorräte auf gebraucht sind. 


Das Muster der Warenverkehrsbescheinigung und 
das Muster des dazugehörigen Antragsformulars 
sind nach der Seite 27 dieser Drucksache als Anhang 
beigefügt. 
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Begründung 


Der Gemischte Ausschuß EWG-Norwegen hat durch 
schriftliches Verfahren den Beschluß Nr. . . ./73 zur 
Änderung des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung 
des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" oder 
„Ursprungserzeugnisse" und über die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen, sowie des Be- 
schlusses Nr. . . ./ 73 des Gemischten Ausschusses zur 
Festlegung der Methoden der Verwaltungen im Zoll- 
bereich gefaßt. 

Dieser Beschluß, der bestimmte durch das Abkom- 
men vorgesehene Zollförmlichkeiten vereinfacht und 
insbesondere eine einzige Verkehrsbescheinigung 
für alle Abkommen einführt, die mit den nicht beige- 
tretenen EFTA-Staaten geschlossen wurden, muß in 
der Gemeinschaft zur Anwendung gebracht werden. 

Das ist das Ziel dieser Verordnung, deren Inkraft- 
treten entsprechend den Verpflichtungen, welche von 
der Gemeinschaft gegenüber ihren vorgenannten 
Vertragspartnern eingegangen wurden, zum 1. Ja- 
nuar 1974 vorgesehen worden ist. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Durchführung des 

Beschlusses des Gemischten Ausschusses EWG-Island zur Änderung 

des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in“ 

oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der 

Verwaltungen sowie des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses 

zur Festlegung der Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zollbereich 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am 22. Juli 1972 ist ein Abkommen zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Repu- 
blik Island 1 ) unterzeichnet worden, das am 1. April 
1973 in Kraft getreten ist. 

Gestützt auf Artikel 28 des Protokolls Nr. 3 über 
die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in ,J oder „Ursprungserzeugnisse" und über 
die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltun- 
gen, das Bestandteil des Abkommens ist, hat der Ge- 
mischte Ausschuß am den Beschluß Nr. . . ./ 73 

gefaßt, der das vorgenannte Protokoll Nr. 3 sowie 
den Beschluß Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses 
zur Festlegung der Methoden der Zusammenarbeit 
der Verwaltungen im Zollbereich ändert. 


Dieser Beschluß muß in der Gemeinschaft ab 1. Ja- 
nuar 1974 Anwendung finden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zur Durchführung des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaf tgemeinschaft und der Repu- 
blik Island findet der Beschluß Nr. . . ,/73 des Ge- 
mischten Ausschusses in der Gemeinschaft Anwen- 
dung. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 301 
vom 31. Dezember 1972 
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Entwurf eines Beschlusses Nr. . . J7 3 des Gemischten Ausschusses vom 

zur Änderung des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung 
in“ oder „Ursprungserzeugnisse“ und über die Methoden der Zusammenarbeit der Verwaltungen 
und des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Ausschusses zur Festlegung der Methoden 
der Zusammenarbeit der Verwaltungen im Zollbereich 


DER GEMISCHTE AUSSCHUSS — 

gestützt auf das am 22. Juli 1972 in Brüssel Unter- 
zeichnete Abkommen zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Island, 

gestützt auf das Protokoll Nr. 3 über die Bestim- 
mung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" 
oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Metho- 
den der Zusammenarbeit der Verwaltungen, insbe- 
sondere auf Artikel 28, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das in Anhang V des Protokolls Nr. 3 aufgeführte 
Muster der Warenverkehrsbescheinigung A. IS. 1 
muß durch das Muster EUR. 1 ersetzt werden, damit 
dieses letztgenannte Muster im Rahmen der in Arti- 
kel 2 des Protokolls Nr. 3 genannten Abkommen 
verwendet werden kann. 

Es ist erforderlich, das Verfahren zur Erteilung der 
Warenverkehrsbescheinigung festzulegen, wenn die- 
se sich auf einen vollständigen Artikel bezieht, der 
in aufeinanderfolgenden Sendungen eingeführt wird. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß es notwendig ist, 
die Verfahren zur Erteilung der Warenverkehrsbe- 
scheinigungen zu vereinfachen, die sich entweder auf 
Waren beziehen, die nach einem Aufenthalt auf dem 
Hoheitsgebiet der einzelnen betreffenden Staaten, 
ohne in ein Zollager verbracht worden zu sein, in 
unverändertem Zustand wieder ausgeführt werden 
müssen oder auf Waren, bei denen es sich um Ur- 
sprungserzeugnisse im Sinne des Artikels 2 und ge- 
gebenenfalls des Artikels 3 des Protokolls Nr. 3 
handelt. 

Einige weitere Bestimmungen des Protokolls Nr. 3 
und des Beschlusses Nr. 3/73 des Gemischten Aus- 
schusses zur Festlegung der Methoden der Zusam- 
menarbeit der Verwaltungen im Zollbereich sind auf- 
grund dieses Beschlusses zu ändern — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Artikel 8 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„(1) Auf „Ursprungserzeugnisse" im Sinne dieses 
Protokolls ist das Abkommen bei der Einfuhr 
in die Gemeinschaft oder nach Island auf 
Vorlage einer von den Zollbehörden Islands 
oder der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft er- 


teilten Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1 an- 
zuwenden, deren Muster in Anhang V dieses 
Protokolls wiedergegeben ist. 

(2) Bei Anwendung des Artikels 2 und gegebenen- 
falls des Artikels 3 werden die Bescheinigungen 
bei Vorlage der zuvor erteilten Warenverkehrs- 
bescheinigungen von den Zollbehörden der Staa- 
ten erteilt, in denen die Waren sich vor der Wie- 
derausfuhr in unverändertem Zustand befinden 
oder die in Artikel 2 genannten Be- oder Verar- 
beitungen erfahren haben. 

(3) Unbeschadet des Artikels 5 Absatz 3 wird ein 
zerlegter oder nicht montierter Artikel der Ka- 
pitel 84 und 85 des Brüsseler Zolltarifschemas, 
wenn er auf Antrag des Zollanmelders und un- 
ter den von den zuständigen Behörden festge- 
legten Voraussetzungen in aufeinanderfolgen- 
den Sendungen eingeführt wird, als ein einziger 
Artikel betrachtet, und bei der Einfuhr der er- 
sten Teilsendung wird eine Warenverkehrsbe- 
scheinigung für den vollständigen Artikel vor- 
gelegt. 

(4) Die Zollbehörden Islands oder der Mitglied- 
staaten sind befugt, die in den Verträgen nach 
Artikel 2 vorgesehenen Warenverkehrsbeschei- 
nigungen unter den in diesen Verträgen festge- 
setzten Voraussetzungen zu erteilen, sofern sich 
die Waren, auf die sich die Bescheinigungen 
beziehen, auf dem Gebiet Islands oder der 
Gemeinschaft befinden. Das Muster der Beschei- 
nigung ist in Anhang V dieses Protokolls wie- 
dergegeben." 

Artikel 2 

Artikel 9 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Warenverkehrsbescheinigung wird nur auf 
schriftlichen Antrag des Ausführers erteilt. Dieser 
Antrag wird auf dem Formblatt nach dem Muster in 
Anhang V zu diesem Protokoll gestellt und gemäß 
den Bestimmungen dieses Protokolls ausgefüllt." 


Artikel 3 

1. Artikel 10 Absatz 2 des Protokolls Nr. 3 wird 
gestrichen. 

2. Artikel 10 Absatz 3 des Protokolls Nr. 3 wird 
Artikel 10 Absatz 2 und erhält folgende Fassung: 
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(2) Die Anträge auf Warenverkehrsbescheini- 
gungen und die in Artikel 8 Absatz 2 genann- 
ten Bescheinigungen, auf deren Vorlage neue 
Bescheinigungen erteilt werden, sind von den 
Zollbehörden des Ausfuhrstaates mindestens 
zwei Jahre lang aufzubewahren." 


Artikel 4 

Artikel 11 Absatz 3 des Protokolls Nr. 3 erhält fol- 
gende Fassung: 

„(3) Die Warenverkehrsbescheinigungen werden von 
den Zollbehörden des Einfuhrstaates nach den 
dort geltenden Vorschriften aufbewahrt." 


Artikel 5 

Artikel 12 Absätze 1 und 2 des Protokolls Nr. 3 er- 
hält folgende Fassung: 

„Die Warenverkehrsbescheinigung ist auf dem 
Formblatt auszustellen, dessen Muster in Anhang V 
dieses Protokolls wiedergegeben ist. Dieses Form- 
blatt kann in einer oder mehreren Sprachen, in denen 
das Abkommen verfaßt ist, erstellt werden. Es ist in 
einer dieser Sprachen abzufassen und muß den inter- 
nen Rechtsvorschriften des Ausfuhrstaates entspre- 
chen; wird es handschriftlich ausgefüllt, so muß dies 
mit Tinte oder Kugelschreiber und in Druckschrift 
erfolgen. 

Die Bescheinigung hat das Format 210 x 297 mm, 
wobei die Länge höchstens 5 mm weniger und 8 mm 
mehr betragen darf. Es ist weißes, holzfreies, ge- 
leimtes Schreibpapier mit einem Quadratmeterge- 
wicht von mindestens 25 g zu verwenden. Dieses ist 
mit einem grünen guillochierten Überdruck zu ver- 
sehen, auf dem jede mechanisch oder chemisch vor- 
genommene Verfälschung sichtbar wird." 


Artikel 6 

Artikel 20 des Protokolls Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Erläuterungen, die Listen A, B und C und das 
Muster der Warenverkehrsbescheinigung sind Be- 
standteil dieses Protokolls." 


Artikel 7 

Anmerkung 7 zu Artikel 8 des Anhangs I des Proto- 
kolls Nr. 3 wird gestrichen. 


Artikel 8 

Satz 2 der Anmerkung 8 zu Artikel 10 des Anhangs I 
des Protokolls Nr. 3 wird gestrichen. 


Artikel 9 

Artikel 1 des Beschlusses Nr. 3/73 wird gestrichen. 


Artikel 10 

Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 des Beschlusses 
Nr. 3/73 wird gestrichen. 


Artikel 11 

Die in diesen Artikeln 4 und 5 des Beschlusses Nr. 
3/73 angeführte Kurzbezeichnung A. IS. 1 sowie die 
in Artikel 6 und Artikel 8 Absatz 2 dieses Beschlus- 
ses angeführte Kurzbezeichnung A. W. 1 werden 
durch die Kurzbezeichnung EUR. 1 ersetzt. 


Artikel 12 

Artikel 8 Absatz 1 des Beschlusses Nr. 3/73 wird 
gestrichen. 


Artikel 13 

1. Das Muster der Warenverkehrsbescheinigung in 
Anhang V des Protokolls Nr. 3 wird durch das 
im Anhang zu diesem Beschluß enthaltene Mu- 
ster ersetzt. 

2. Anhang VI des Protokolls Nr. 3 wird gestrichen. 

3. Die nach den früher geltenden Mustern ausge- 
stellten Warenverkehrsbescheinigungen, gleich- 
gültig, ob es sich um das Muster A. IS. 1 oder 
das Muster A. W. 1 handelt, können unter den 
in diesem Beschluß vorgesehenen Voraussetzun- 
gen weiterhin so lange verwendet werden, bis 
die Vorräte aufgebraucht sind. 


Das Muster der Warenverkehrsbescheinigung und 
das Muster des dazugehörigen Antragsformulars 
sind nach der Seite 27 dieser Drucksache als Anhang 
beigefügt. 
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Begründung 


Der Gemischte Ausschuß EWG-Island hat durch 
schriftliches Verfahren den Beschluß Nr. . . ./ 73 zur 
Änderung des Protokolls Nr. 3 über die Bestimmung 
des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung in" oder 
„Ursprungserzeugnisse" und über die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen, sowie des Be- 
schlusses Nr. . . ./ 73 des Gemischten Ausschusses zur 
Festlegung der Methoden der Verwaltungen im Zoll- 
bereich gefaßt. 

Dieser Beschluß, der bestimmte durch das Abkom- 
men vorgesehene Zollförmlichkeiten vereinfacht und 
insbesondere eine einzige Verkehrsbescheinigung 
für alle Abkommen einführt, die mit den nicht beige- 
tretenen EFTA-Staaten geschlossen wurden, muß in 
der Gemeinschaft zur Anwendung gebracht werden. 

Das ist das Ziel dieser Verordnung, deren Inkraft- 
treten entsprechend den Verpflichtungen, welche von 
der Gemeinschaft gegenüber ihren vorgenannten 
Vertragspartnern eingegangen wurden, zum 1. Ja- 
nuar 1974 vorgesehen worden ist. 
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13. ERSUCHEN UM NACHPRÜFUNG, zu Über- 
senden an: 

14. ERGEBNIS DER NACHPRÜFUNG 


Die Nachprüfung hat ergeben, daß diese Bescheini- 
gung i) 


□ von der auf ihr angegebenen Zollbehörde aus- 
gestellt worden ist und daß die darin enthalte- 
nen Angaben richtig sind. 


□ nicht den Erfordernissen für ihre Echtheit und 
für die Richtigkeit der darin enthaltenen An- 
gaben entspricht (siehe beigefügte Bemerkun- 
gen). 

Es wird um Überprüfung dieser Bescheinigung auf 
ihre Echtheit und Richtigkeit ersucht. 

1 

(Ort und Datum) 

Stempel 

(Ort und Datum) 

Stempel 


(Unterschrift) 


(Unterschrift) 
1) Zutreffendes Feld ankreuzen. 


ANMERKUNGEN 

1. Die Warenverkehrsbescheinigung darf weder Rasuren noch Übermalungen aufweisen. Etwaige Änderungen sind so vorzunehmen, daß die 
irrtümlichen Eintragungen gestrichen und gegebenenfalls die beabsichtigten Eintragungen hinzugefügt werden. Jede so vorgenommene 
Änderung muß von demjenigen, der die Bescheinigung ausgefüllt hat, gebilligt und von der Zollbehörde des ausstellenden Staates oder 
Gebietes bestätigt werden. 

2. Zwischen den in der Warenverkehrsbescheinigung angeführten Warenposten dürfen keine Zwischenräume bestehen, jeder Warenposten 
muß mit einer laufenden Nummer versehen sein. Unmittelbar unter dem letzten Warenposten ist ein waagerechter Schlußstrich zu ziehen. 
Leerfelder sind durch Streichungen unbrauchbar zu machen. 

3. Die Waren sind nach dem Handelsbrauch so genau zu bezeichnen, daß die Feststellung der Nämlichkeit möglich ist. 
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1) Bei unver- 
packten 
Waren ist 
die Anzahl 
der Gegen- 
stände 
oder „lose 
geschüttet" 
anzugeben. 


ANTRAG AUF AUSSTELLUNG EINER WARENVERKEHRSBESCHEINIGUNG 


1. Ausführer/Exporteur (Name, vollständige Anschrift, Staat) 


EUR. 1 Nr. A 000.000 


3. Empfänger (Name, vollständige Ansdmft, Staat) 
(Ausfüllung freigestellt) 


6. Angaben über die Beförderung (Ausfüllung freigestellt) 


Vor dem Ausfüllen Anmerkungen auf der Rückseite beachten 


2. 

Antrag auf Ausstellung einer Bescheinigung für 
den Präferenzverkehr zwischen 

und 

(Angabe der betreffenden Staaten, Staatengruppen oder Gebiete) 

4. 

Ausfuhrstaat, 

5. Bestimmungsstaat, 


-staatengruppe 

-staatengruppe 


oder -gebiet 

oder -gebiet 

7. 

Bemerkungen 



8. Lautende Nr.; Zeichen, Nummern, Anzahl und Art der Packstücke 1 ); 

9. Roh- 

10. Rech- 

Warenbezeichnung 

gewicht (kg) 

nungen 


oder andere 

(Ausfüllung 


Maße 

freigestellt) 


(1, m 3 , usw.) 



12. ERKLÄRUNG DES AUSFÜHRERS/ 
EXPORTEURS 

Der Unterzeichner erklärt, daß die vorge- 
nannten Waren die Voraussetzungen erfül- 
len, um die beigefügte Bescheinigung zu er- 
langen. 


(Ort und Datum) 


(Unterschrift) 


i 
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ERKLÄRUNG DES AUSFÜHRERS/EXPORTEURS 


Der Unterzeichner, Ausführer/Exporteur der auf der Vorderseite beschriebenen Waren, 


ERKLÄRT, daß diese Waren die Voraussetzungen erfüllen, um die beigefügte Bescheinigung zu erlangen,- 


BESCHREIBT den Sachverhalt aufgrund dessen diese Waren die vorgenannten Voraussetzungen erfüllen, wie folgt: 


LEGT folgende Nachweise VOR *): 


VERPFLICHTET SICH, auf Verlangen der zuständigen Behörden alle zusätzlichen Nachweise zu erbringen, die für 
die Ausstellung der beigefügten Bescheinigung erforderlich sind, und gegebenenfalls jede Kontrolle 
seiner Buchführung und der Herstellungsbedingungen für die obengenannten Waren zu dulden; 


BEANTRAGT die Ausstellung der beigefügten Bescheinigung für diese Waren. 


(Ort und Datum) 


(Unterschrift) 


1) Zum Beispiel: Einfuhrpapiere, Warenverkehrsbescheinigungen, Rechnungen, Erklärungen des Herstellers usw. über die verwendeten 
Erzeugnisse oder die in unverändertem Zustand wieder ausgeführten Waren. 
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